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An die 
Geschäftsführer/innen und 
Geschäftsstellen 
der Kfz-Landesverbände 
 
 
 
 
                                                                                                       Bonn, 26.06.2026 
 

Verunfallte Hochvoltfahrzeuge – Umgang 
mit entnommenen Traktionsbatterien: 
Gesetzliche Rücknahmepflichten, 
Kostenregelung und Praxisleitfaden 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die fortschreitende Marktdurchdringung der Elektromobilität stellt Kfz-Betriebe 
zunehmend vor neue rechtliche und organisatorische Herausforderungen. Dies betrifft 
in besonderem Maße den Umgang, die Lagerung und den Verbleib ausgebauter 
Hochvoltbatterien, bei deren Verbleib in der Werkstattpraxis vermehrt komplexe 
juristische und finanzielle Fragestellungen auftreten. Mit der Demontage und dem 
Anfall als Abfall unterliegt die Batterie augenblicklich dem spezifischen Batterierecht. 
Mit diesem Schritt tritt die Traktionsbatterie unmittelbar in die strikte regulatorische 
Abfallphase ein. Ab diesem Zeitpunkt greifen die weitreichenden und zwingenden 
Vorgaben des europäischen sowie nationalen Batterierechts, die den gesamten 
weiteren Ablauf der Rückgabe und Verwertung streng reglementieren. 
 
Die regulatorische Grundlage bildet ein eng verzahntes System aus europäischem 
und deutschem Recht: Während die EU-Batterie-Verordnung (EU) 2023/1542 seit 
Februar 2024 den direkten europäischen Rahmen vorgibt und die harten Sammel- und 
Behandlungspflichten seit August 2025 vorschreibt, regelt das deutsche 
Batteriegesetz (BattDG) die Umsetzung vor Ort. Für Betriebe bedeutet dies eine strikte 
Einhaltung der gesetzlich definierten Erfassungswege und eine klare Zuordnung, 
welche Aufgaben an die Herstellerorganisationen übergehen. 
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Die gesetzliche Neuregelung im Überblick 
 

 
Für Kfz-Betriebe, Händler und Versicherer gelten ab sofort folgende verbindliche 
Rahmenbedingungen: 

 Zwei exklusive Entsorgungswege: Hochvolt-Altbatterien dürfen 
ausschließlich über den Handel (§ 18 BattDG) oder über behördlich 
zugelassene Abfallbewirtschafter (Art. 57 EU-Batterieverordnung) erfasst 
werden. 

 Kostenfreie Händlerrücknahme: Jeder Händler, der Hochvoltbatterien im 
Sortiment führt oder führte, ist gesetzlich verpflichtet, Altbatterien vom 
Endnutzer (oder dessen Bevollmächtigter etwa ein freier Reparaturbetrieb) 
unentgeltlich zurückzunehmen. 

 Markenunabhängigkeit: Diese Pflicht gilt marken-, herkunfts- und 
chemieunabhängig – auch für Batterien von Drittanbietern oder ausländischen 
Zulieferern. 

 Systemkosten trägt der Hersteller: Ab dem Zeitpunkt der Übergabe an den 
Händler oder ausgewählten Abfallbewirtschafter organisiert und finanziert die 
Herstellerorganisation die gesamte Logistik, Abholung und Verwertung. 

 Kostenteilung bei Haftpflichtfällen: Der einstandspflichtige Kfz-
Haftpflichtversicherer trägt nach § 249 BGB die erforderlichen unfallkausalen 
Kosten, insbesondere für Bergung, ADR-konforme Sicherung, erforderliches 
Standgeld und Transport, bis zur tatsächlichen Übergabe der ausgebauten HV-
Altbatterie an die gesetzlich vorgesehene Erfassungsstelle, also an den Händler 
oder an einen ausgewählten Abfallbewirtschafter. Ab dieser Schnittstelle greift 
die öffentlich-rechtliche Rücknahme- und Behandlungsverantwortung des 
Herstellersystems. 

 Hohe Bußgelder bei Verstoß: Verweigert ein Händler unberechtigt die 
Annahme einer Altbatterie, stellt dies eine Ordnungswidrigkeit dar. Nach § 60 
BattDG drohen Bußgelder von bis zu 100.000 Euro. 
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Handlungsempfehlung: Rechte einfordern und Annahmeverweigerung 
rechtssicher dokumentieren 

Verweigert ein Händler die unentgeltliche Rücknahme einer ausgebauten, verunfallten 
HV-Altbatterie, empfiehlt der BIV den Mitgliedsbetrieben dringend, die Rücknahme 
unter ausdrücklicher Berufung auf § 18 Abs. 1 BattDG und Art. 62 Abs. 1 der 
Verordnung (EU) 2023/1542 schriftlich zu verlangen, eine angemessene Frist von 
regelmäßig 14 Tagen zu setzen und die Übergabeabsicht sowie eine etwaige 
Annahmeverweigerung lückenlos zu dokumentieren. Eine Kostenübernahme durch 
den Betrieb oder eine Weiterbelastung an den Endkunden sollte nicht vorschnell 
erfolgen. 

Die Betriebe sollten stattdessen nach folgendem Schema vorgehen: 

1. Vertretungsmacht sicherstellen: Die Rückgabe kann durch einen 
Bevollmächtigten des Kunden (z. B. Werkstatt oder Abschleppunternehmen) 
erfolgen. Voraussetzung für eine wirksame Übergabe ist, dass der Beauftragte 
offenkundig im Namen des Kunden handelt (Offenkundigkeitsprinzip) und seine 
Vertretungsmacht durch Vorlage einer schriftlichen Originalvollmacht 
nachweist. 

2. Lückenlose Dokumentation: Der Betrieb soll die Übergabeabsicht sowie eine 
etwaige Verweigerung des Händlers präzise dokumentieren. Dazu sollte ein 
detailliertes Übergabeprotokoll (inkl. Batteriedaten, Zustand, ADR-Verpackung, 
Zeugen oder Fotos) verwendet werden. 

3. Behörden einschalten: Bleibt der Händler uneinsichtig, melden Sie den 
Verstoß der zuständigen Abfallbehörde oder dem Umweltamt. Die Behörden 
können die Annahme mittels Aufsichtsrecht erzwingen und das gesetzliche 
Bußgeldverfahren einleiten. 

Über weitere rechtliche Klarstellungen und praktische Auslegungshilfen halten wir Sie 
fortlaufend auf dem Laufenden.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Kevin Schmitz     Dennis Tropmann 

    Diese Nachricht wurde elektronisch versandt  
und trägt daher keine Unterschriften 


